
Herausgeber:
AfD-Fraktion im Bayerischen Landtag 
Vertreten durch den Fraktionsvorstand

Kontakt: 
AfD-Fraktion im Bayerischen Landtag 
Max-Planck-Straße 1 - 81675 München
Telefon: 089 - 4126 2960
info@afd-landtag.bayern
www.afd-landtag.bayern

Verantwortlich im Sinne des Presserechts: 
Andreas Winhart, Max-Planck-Straße 1, 81675 München

Bildnachweis: ©Piotr Krzeslak - stock.adobe.com; © Robert Kneschke - stock.adobe.com; ©candy1812 - stock.adobe.com;
©Smileus  - stock.adobe.com; ©Michael Schwarzenberger - Pixabay
 
Diese Veröffentlichung der AfD-Fraktion im Bayerischen Landtag dient ausschließlich der Information.
Sie darf nicht zum Zweck der Parteiwerbung und/oder als Wahlwerbung im Wahlkampf verwendet werden. St

an
d:

 D
ez

em
be

r 2
02

1

Andreas Winhart, MdL

•  Mitglied im Ausschuss für Ernährung,  
Landwirtschaft und Forsten

•  Mitglied im Beirat beim Unternehmen  
Bayerische Staatsforsten

UNSERE POSITIONEN  
ZUR WALD- UND FORSTPOLITIK

PERSONALABBAU STOPPEN

Seit 2005 verzeichnen die bayerischen 
Staatsforsten einen massiven Perso-
nalabbau. Insbesondere im Zuge der 
Revierreform 2007 wurden die organi-
sierten Reviere stark reduziert. Zugleich 
wurden etwa 650 Waldarbeiterstellen in 
Bayern abgebaut. Angesichts der wach-
senden Aufgaben der Waldbewirtschaf-
tung und der notwendigen Maßnahmen 

zur Klimaanpassung ist dieser Perso-
nalverlust nicht hinnehmbar. Zumal 
mit geringerem Personalbestand auch 
die Wahrscheinlichkeit zunimmt, dass 
Schädlinge über längere Zeit unentdeckt 
bleiben. Die AfD setzt sich deshalb für 
ein Ende des Personalabbaus ein, auch 
um die Zukunftsfähigkeit der Staats-
forsten angesichts eines steigenden Al-
tersdurchschnitts der Beschäftigten zu 
sichern. 

Mehr Infos über 
unsere Arbeit unter:

www.afd-landtag.bayern

Lesen Sie hier unseren
Dringlichkeitsantrag

Waldbesitzer
unterstützen:

Bundesverordnung 
zum Holzeinschlag 

aussetzen 
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Dringlichkeitsantrag 
der Abgeordneten Prof. Dr. Ingo Hahn, Katrin Ebner-Steiner, Franz Bergmüller, 

Andreas Winhart und Fraktion (AfD) 

Waldbesitzer unterstützen: Bundesverordnung zum Holzeinschlag aussetzen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich auf allen politischen Ebenen dafür einzuset-

zen, 

─ dass Waldbesitzer und forstwirtschaftliche Betriebe bis 50 Hektar auf freiwilligen 

Antrag hin vom Forstschäden-Ausgleichsgesetz in Bayern ausgenommen werden 

können. Dabei ist diesen Anträgen ein positiver Bescheid zu erteilen. 

─ dass Waldbesitzer und forstwirtschaftliche Betriebe über 50 Hektar nach Prüfung 

durch die bayerische Forstverwaltung eine Sondergenehmigung zur Abweichung 

von den Regelungen des Forstschäden-Ausgleichsgesetzes erhalten können. 

 
 
Begründung: 
Die heimische Forstwirtschaft ist nach drei Dürrejahren auf Ertragssteigerungen drin-

gend angewiesen. Eine am 23.04 2021 in Kraft getretene Bundesverordnung sieht je-

doch vor, dass nur noch 85 Prozent der durchschnittlichen Erntemengen der Bezugs-

jahre 2013 bis 2017 beim Fichtenholz eingeschlagen werden dürfen. Damit wollte die 

Bundesregierung die Stabilisierung der Holzpreise sicherstellen, die in den vergange-

nen Monaten teils massiv gefallen waren. Jedoch tritt das Bundesgesetz zu einer Zeit 

wieder steigender Holzpreise in Kraft und verfehlt damit insbesondere in Bayern seine 

Wirkung. Durch die Beschränkungen werden nämlich gerade jene Betriebe bestraft, die 

aktive Forstwirtschaft betrieben haben und nun systematisch benachteiligt werden. 

Denn sie profitieren nun nicht mehr von der starken Nachfrage nach Fichtenholz und 

den gestiegenen Holzpreisen. Zudem ist das Bundesgesetz nicht auf die bayerischen 

Forststrukturen angepasst, deren kleinere Einheiten in Forstzusammenschlüssen orga-

nisiert sind. Eine Ausnahme von den Regelungen der Bundesverordnung ist deshalb 

für Betriebe unter 50 Hektar Forstbewirtschaftungsfläche sinnvoll und reduziert darüber 

hinaus auch erheblichen Verwaltungsaufwand durch die zuständigen Behörden. Durch 

die Regelung der freiwilligen Antragstellung mit Bewilligungspflicht sollen jedoch wei-

terhin Forstbetriebe von den teils erheblichen Steuervorteilen des Bundesgesetzes pro-

fitieren können, die keinen Bedarf für weitere Holzeinschläge sehen. Forstwirtschaftli-

che Betriebe mit einer Fläche von über 50 Hektar sollten hingegen nur nach Prüfung 

durch die zuständigen Forstverwaltungsbehörden eine Sondergenehmigung für erhöhte 

Holzeinschläge erhalten, um großflächigen Abholzungen vorzubeugen und einen damit 

verbundenen Preisverfall zu Lasten aller zu verhindern. Nicht zuletzt aufgrund des Holz-

mangels in der Bauwirtschaft und bei den nachgelagerten holzverarbeitenden Wert-

schöpfungsketten in Bayern, ist auf eine baldige Abweichung bzw. flexiblere gesetzliche 

Auslegung des Forstschäden-Ausgleichsgesetzes hinzuwirken. 



DAFÜR STEHT DIE AFD:
WALDBEWIRTSCHAFTUNG

SICHERSTELLEN

Für uns steht der Fortbestand einer ge-
sunden Waldbewirtschaftung im Vorder-
grund. Wir setzten uns dafür ein, dass 
keinerlei Einschränkungen der Waldbe-
wirtschaftung durch Umwelt-, Klima-, 
oder Naturschutz stattfinden. Denn nur 
wenn dem geltenden Prinzip „Schützen 
durch nützen“ weiterhin entsprechend 
Beachtung geschenkt wird, kann auch 
der bislang erfolgreiche bayerische Weg, 
wonach Waldschutz und Waldnutzung 
Hand in Hand gehen, erfolgreich wei-
tergeführt werden. Die weitere Unter-
schutzstellung großer Waldflächen wird 
konsequent abgelehnt, da die Wirtschaft-
lichkeit des Waldes die Grundlage für 
Pflegemaßnahmen ist, welche letztend-
lich auch der Umwelt zugutekommen. 
Bestehende Naturparks sind in ihrer 
momentanen Ausgestaltung zu erhalten, 
jedoch nicht auf Kosten der Wirtschaft-
lichkeit zu erweitern. Auch Flächenstill-
legungen oder EU-Einmischungen in die 
Bewirtschaftungsweise unserer Wälder 
lehnen wir deshalb entschieden ab.

HEIMISCHE BAUMARTEN
ERHALTEN

Sofern es aus waldbaulicher Sicht hei-
mische Alternativen gibt, verzichtet die 
AfD auf die Anpflanzung nichtheimi-
scher Baumarten. Ist der Wald punktuell 
in seinem Bestand gefährdet, können im 
Ausnahmefall auch pragmatische Alter-
nativen in Betracht gezogen werden. Die 
präventive Anpflanzung nichtheimischer 
Baumarten auf der Grundlage von Kli-
mamodellen wird jedoch grundsätzlich 
abgelehnt. Denn wenn sogenannte „Kli-
mawälder“ letztendlich nur noch aus 
Palmen und südeuropäischen Baumar-
ten bestehen, hat man nicht nur das Ziel 
der heimischen Walderhaltung verfehlt, 
sondern auch die Möglichkeit verpasst, 
auf künftige Kältewellen entsprechend zu 
reagieren, sollten sich die derzeiti-
gen Klimaprognosen doch nicht 
als zutreffend erweisen.

BÜROKRATIE
ABBAUEN

Bürokratische Hürden behindern nicht 
nur die Waldbewirtschaftung, sondern 
binden auch viel Personal, das an ande-
rer Stelle dringend benötigt wird. Wir 
setzen uns deshalb dafür ein, dass büro-
kratische Hürden abgebaut werden und 
Waldeigentümer insbesondere in ihrer 
Funktion als Waldbewirtschafter ge-
stärkt werden. Dies kann beispielsweise 
durch einen Abbau verwaltungsinten-
siver Dokumentationspflichten erreicht 
werden. Aber auch durch weitere Digita-
lisierungsmaßnahmen können Prozesse 
weiter vereinfacht und somit schneller 
umgesetzt werden. Deshalb wollen wir 
auch den Modernisierungsprozess der 
Forstverwaltung weiter vorantreiben.

PFLANZENSCHUTZ IM WALD: 
SO WENIG WIE MÖGLICH, 

SO VIEL WIE NÖTIG

Die AfD-Fraktion in Bayern steht für 
Pragmatismus und steht in diesem Sinn 
auch einer Anwendung von Pflanzen-
schutzmitteln im Wald positiv gegen-
über, sofern es keine anderweitigen Al-
ternativen der Schädlingsbekämpfung 
gibt. Eine ablehnende Haltung gegen-
über dem Pflanzenschutzmitteleinsatz 
im Wald aus ideologischer Motivation 
heraus, wird weder dem Ziel des Wald-
schutzes gerecht, noch der gesellschaft-
lichen Verpflichtung zum Erhalt der 
biologischen Vielfalt. Denn ohne ein 
entschiedenes punktuelles Eingreifen 
wird Schädlingen wie dem Borkenkä-
fer ein Einfallstor geöffnet, um letztlich 
dem Gesamtwaldbestand in massiver 
Weise zu schaden. Derartigen Szenarien 
gilt es deshalb frühzeitig zu begegnen, 
ehe größere Schäden auftreten.

HOLZ ALS HEIMISCHEN
ROHSTOFF NUTZEN

Durch die verstärkte Nutzung heimi-
schen Holzes als Zukunftsrohstoff un-
seres Landes wollen wir große wirt-
schaftliche Anreize für Waldbesitzer 
schaffen, ihre Aufgabe der Pflege und 
Bewirtschaftung auch weiterhin zu 
erfüllen. Dabei sollen Waldbesitzer 
verstärkt von steigenden Holzpreisen 
profitieren indem bürokratische Be-
wirtschaftungseinschränkungen von 
Seiten des Staates aufgehoben werden. 
Hierbei ist vor allem die Begrenzung des 
Holzeinschlages bei Fichten zu nennen, 
welche in jüngerer Vergangenheit zu ei-
ner künstlichen Verknappung von Holz 
führte. Derartige staatliche Eingriffe in 
die Holzwirtschaft mit kontraprodukti-
ver Wirkung lehnt die AfD-Fraktion in 
Bayern entschieden ab. Um eine nach-
haltige Bewirtschaftung und Sicherung 
der Wälder zu erreichen, setzten wir uns 
für eine Förderung von Holz als Bau-
material und Energieträger ein. Dabei 
wollen wir jedoch nicht auf Quoten 
setzen, sondern auf Förderungen. 
Heimisches Holz muss ein lang-
fristig konkurrenzfähiger Roh-
stoff bleiben und vor allem auch 
in heimischen Bauten, wo im-
mer möglich, zur Anwendung 
kommen. Dazu soll ein umfas-
sendes Programm aufgelegt 
werden, um Holz attraktiver 
zu machen.

DAFÜR STEHT DIE AFD:

Interpellation
der Abgeordneten Andreas Winhart, Prof. Dr. Ingo Hahn, Katrin Ebner-Steiner, Christoph Maier, Richard Graupner, Roland Magerl, Ferdinand Mang, Ralf Stadler, Gerd Mannes, Christian Klingen und Fraktion (AfD)vom 21.01.2020

Zustand der bayerischen Wälder
Etwa ein Drittel der Landesfläche Bayerns ist mit Wald bedeckt. Diesen vielfältigen Le-bensraum mit seinem hohen Wert für Mensch, Tier und Pflanzen gilt es daher mit allen zur Verfügung stehenden Mitteln zu schützen. Als waldreichstes Bundesland Deutsch-lands liegt es in unserer besonderen Pflicht, für unser „grünes Schutzgut“ jedoch nicht nur in seiner Funktion als Natur- und Rückzugsraum, sondern auch als wertvollen Wirt-schaftsfaktor einzustehen.

Der nachwachsende Rohstoff Holz versorgt zahlreiche Industriezweige und schafft Arbeitsplätze in Bayern, die nicht durch einen falsch verstandenen Umweltidealismus gefährdet werden dürfen. Durch die zunehmende Trockenheit sind die Kalamitäten durch Borkenkäfer und andere Forstschädlinge stark angestiegen. Dadurch steigt der Handlungsdruck, um insbesondere den Waldumbau, aber auch weitere Monitoring-Maßnahmen stärker als bisher voranzutreiben. Dies kann jedoch nur erfolgreich um-gesetzt werden, wenn auch die privaten Waldbesitzer ihren Pflichten nachkommen.Die Waldbesitzer sind dabei auf die intensive Unterstützung durch die Forstverwal-tung angewiesen. Nur mit mehr Förderungen und gesetzlichen Anpassungen werden zukünftige Erfolge beim Erhalt und Schutz unserer Wälder auch nachhaltig verzeichnet werden können. Nur eine systematische Aufarbeitung der Fragestellungen nach dem Zustand der bayerischen Wälder und den Möglichkeiten, diesen zu verbessern, kann die Voraussetzungen für weiteres Handeln bilden.
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UNSERE WÄLDER SCHÜTZEN

Der Schutz einer intakten Umwelt 
nimmt bei der AfD-Fraktion in Bayern 
einen hohen Stellenwert ein. Der Wald 
als gesellschaftliches Schutzgut ist daher 
in besonderer Weise zu pflegen und für 
künftige Generationen zu erhalten. Wir 
stehen deshalb zusätzlichen Förderun-
gen, sofern sie einen positiven Umwelt-
nutzen generieren, grundsätzlich positiv 
gegenüber. Dies soll jedoch punktuell 
erfolgen und nicht nach dem Gießkan-
nenprinzip, damit Fördermittel dort 
eingesetzt werden, wo der größte Bedarf 
besteht. Den Bau von Windkraftanlagen 
und anderweitigen Industrieanlagen in 
unseren Wäldern lehnen wir entschieden 
ab. Denn die Etablierung einer „Ener-
giewende“ auf Kosten unserer Wälder 
konterkariert nicht nur das Ziel des Um-
weltschutzes, sondern schränkt auch die 
Lebensräume zahlreicher wildlebender 
Insekten-, Tier,- und Vogelarten ein. 

Lesen Sie hier
die komplette 

Interpellation zum

Zustand der

bayerischen Wälder 


